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Als im Juli 2014 die Eckpunkte für die Fracking-Pläne der 
beiden SPD-Minister Sigmar Gabriel (Wirtschaft und Energie) 
und Barbara Hendricks (Umwelt) bekannt wurden, war die 
ominöse 3.000-Meter-Grenze in der Welt, unterhalb derer 
Fracking in Schiefergestein oder in Kohleflözen angeblich 
vollkommen unbedenklich sei und daher zu erlauben. „Dass 
nun nach fast einem Jahr später und vielseitiger Kritik SPD und 
Union diese willkürliche Grenze aufgeben, zeigt, dass die 3000-
Meter-Grenze von Anfang an Schwachsinn war. Nach 
geologischen Kriterien war die Grenze ohnehin nicht 
begründbar. In Wahrheit handelte es sich um eine ökonomische 
Grenze, denn die Bundesregierung hat gezielt verschwiegen, 
dass es gerade unterhalb von 3.000 Metern jede Menge Erdgas 
zu fracken gibt“, so Hubertus Zdebel, Bundestagsabgeordneter 
und Obmann der Linksfraktion im Umweltausschuss, zur 
jetzigen Streichung der 3.000-Meter-Grenze durch Union und 
SPD. "Auf mehr haben sich CDU und SPD eine Woche vor der 
geplanten Verabschiedung des Gesetzes allerdings nicht 
verständigen können. Auch die frackingfreundlich besetzte, mit 
weitgehenden Befugnissen ausgestattete Expertenkommission 
ist weiter im Gesetzentwurf vorgesehen." 

Zdebel weiter: „Nun planen Union und SPD also, Fracking je 
nach Gesteinsformation generell zu erlauben oder vorerst 
einzuschränken. Im Sandgestein wird Fracking nach dem so 
genannten Tight Gas ausdrücklich und in jeder Tiefe erlaubt, 
obwohl es nie ein systematisches Umweltmonitoring der bisher 
durchgeführten Fracking-Vorhaben gegeben hat. Durch das 
Gesetz soll Fracking auf drei Vierteln der Fläche Deutschlands 
möglich sein, und zwar uneingeschränkt für die Erdöl- und 
Metallgewinnung. 

Fracking bleibt Fracking. Die Gefahren für unser Wasser und die 
Gesundheit bestehen beim Fracking-Verfahren immer, in jeder 
Tiefe und jeder Gesteinsart. Die Bundesregierung sollte ihr 
Fracking-Erlaubnisgesetz besser ganz zurückziehen und 
stattdessen die Forderung der LINKEN nach einem 
ausnahmslosen gesetzlichen Fracking-Verbot aufgreifen.“ 

Pressemitteilung 
Mit oder ohne 3.000-Meter-Grenze – Es bleibt ein Fracking-
Erlaubnisgesetz! 
 
DIE LINKE fordert sofortigen Stopp des Gesetzentwurfs der  
CDU-SPD-Bundesregierung und ein ausnahmsloses Fracking-Verbot 
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